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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 12 KR 112/15 B 
 
L 1 KR 177/15 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 81 KR 1878/14 (SG Berlin) 
 
 
 
……………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
1. AOK Nordost - Die Gesundheitskasse, 
 Behlertstraße 33 A, 14467 Potsdam, 
 
2. Pflegekasse bei der AOK Nordost - Die Gesundheitskasse, 
 Wilhelmstraße 1, 10963 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerinnen. 
 
 
 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Januar 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r    sowie den Richter   Prof. Dr.  B e r n s d o r f f     

und die Richterin   Dr.  K ö r n e r     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 9. Oktober 2015 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

In dem der Nichtzulassungsbeschwerde zugrunde liegenden Rechtsstreit wendet sich der 

Kläger gegen die Festsetzung von Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur 

sozialen Pflegeversicherung.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG Berlin-

Brandenburg vom 9.10.2015 ist in entsprechender Anwendung von § 169 S 2 und 3 SGG als 

unzulässig zu verwerfen. Der Kläger hat in der Begründung seines Rechtsmittels entgegen 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungs-

gründe hinreichend dargelegt oder bezeichnet. 

 

Das BSG darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Entscheidung des LSG nur 

dann zulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1) oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht (Nr 2) oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden (Nr 3). 

Allein die Behauptung, das Berufungsurteil sei inhaltlich unrichtig, kann demgegenüber nicht zur 

Zulassung der Revision führen (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Der Kläger macht in seiner Beschwerdebegründung vom 11.12.2015 einen Verstoß gegen den 

Anspruch auf rechtliches Gehör geltend und beruft sich damit sinngemäß auf das Vorliegen 

eines Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG).  

 

1. Ein Verfahrensmangel iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist der Verstoß des Gerichts im Rahmen 

des prozessualen Vorgehens im unmittelbar vorangehenden Rechtszug (vgl zB BSGE 2, 81, 82; 

15, 169, 172 = SozR Nr 3 zu § 52 SGG). Nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann sich der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 

S 1 SGG stützen. Ferner kann die Geltendmachung eines Verfahrensmangels auf eine Verlet-

zung des § 103 SGG (Amtsermittlungspflicht) gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nur ge-

stützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Prüfungsmaßstab ist die materiell-rechtliche Rechtsauffassung des 

LSG (BSG SozR Nr 79 zu § 162 SGG; BSG SozR 1500 § 160 Nr 33). Neben der Geltend-

machung des Vorliegens eines Verstoßes gegen das Verfahrensrecht ist mit der Beschwerde-

begründung darzulegen, dass die angefochtene Entscheidung auf diesem Verstoß beruhen 

kann. Ein entscheidungserheblicher Mangel des Berufungsverfahrens wird nur dann substan-

tiiert bezeichnet, wenn der Beschwerdeführer diesen hinsichtlich aller ihn (vermeintlich) begrün-

denden Tatsachen darlegt, sodass das Beschwerdegericht allein anhand dieser Begründung 

darüber befinden kann, ob die angegriffene Entscheidung des LSG möglicherweise auf dem 

geltend gemachten Verfahrensmangel beruht. Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt. 
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Unter Bezugnahme auf seine Berufungsbegründung vom 8.7.2015 trägt der Kläger vor, das 

LSG habe sich mit seinem Vorbringen nicht auseinandergesetzt und sei auf die Berufungsbe-

gründung überhaupt nicht eingegangen. Eine Verletzung des Anspruchs auf Gewährung recht-

lichen Gehörs (Art 103 Abs 1 GG, § 62 SGG) wird damit nicht hinreichend dargelegt. Ein solcher 

Gehörsverstoß liegt zwar insbesondere dann vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das Vor-

bringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, nicht 

nachgekommen ist (vgl BVerfGE 25, 137, 140) oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweiser-

gebnisse stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht haben äußern können (vgl BSG SozR 3-1500 

§ 62 Nr 12 S 19). Dass Derartiges hier der Fall sein könnte, legt der Kläger indessen nicht hin-

reichend dar, obwohl Anlass zu näherem Vortrag bestand. Das LSG hat nämlich im Tatbestand 

seines Urteils vom 9.10.2015 Bezug genommen auf die Berufungsbegründung des Klägers mit 

dem Hinweis, der Kläger habe "sein bisheriges Vorbringen im Wesentlichen wiederholt". Allein 

der Umstand, dass das LSG den von dem Kläger für entscheidungserheblich gehaltenen Um-

ständen im Berufungsverfahren nicht gefolgt ist, kann einen Gehörsverstoß nicht schon be-

gründen. Denn der Anspruch auf rechtliches Gehör gewährleistet nur, dass ein Kläger "gehört", 

nicht jedoch "erhört" wird (vgl allgemein zB BSG Beschluss vom 18.12.2012 - B 13 R 

305/11 B - Juris RdNr 8; BSG Beschluss vom 9.5.2011 - B 13 R 112/11 B - Juris RdNr 9).  

 

Darüber hinaus wendet sich der Kläger in seiner Beschwerdebegründung vom 11.12.2015 im 

Kern nur gegen die materielle Richtigkeit der angegriffenen Entscheidung. Hierauf kann 

jedoch - wie bereits oben dargelegt - die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision 

nicht gestützt werden. 

 

2. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 

 

 

6 

7 

8 

9 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

